
Wahlprüfsteine Landesverband Hauskrankenpflege Sachsen-Anhalt e. V. 

 

1. Zusammenlegung von Heimaufsicht und Medizinischer Dienst - Doppelprüfungen vermeiden 

• Sind Sie für eine Zusammenlegung von Heimaufsicht und Medizinischer Dienst zu einer 

gemeinsamen Prüfbehörde? 

• Sollten Doppelprüfungen begrenzt oder soweit möglich auf wenige bzw. gemeinsame 

Prüfungstermine im Jahr gebündelt werden? 

Antwort: Eine Zusammenlegung von Heimaufsicht und Medizinischer Dienst zu einer gemeinsamen 

Prüfbehörde halten wir aufgrund der unterschiedlichen und umfangreichen Aufgabenbereiche beider 

Institutionen derzeit nicht für sinnvoll. 

Gleichzeitig sprechen wir uns jedoch ausdrücklich dafür aus, Doppelprüfungen zu vermeiden. Wurde 

eine Einrichtung bereits von einer der zuständigen Stellen geprüft, sollte sie für die Dauer eines 

Jahres von weiteren Prüfungen durch die jeweils andere Stelle ausgenommen sein. Ziel sollte eine 

bessere Abstimmung und Koordination der Prüfungen sein, um den Aufwand für die Einrichtungen 

deutlich zu reduzieren. 

2. Begrenzung des pflegebedingten Eigenanteils 

• Sollte der pflegebedingte Eigenanteil für Versicherte gesetzlich auf einen festen 

Maximalbetrag begrenzt werden? 

Antwort: Wir sind grundsätzlich offen für Diskussionen über Modelle wie den sogenannten Sockel-

Spitze-Tausch. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass es sich um eine bundesgesetzliche Regelung 

handelt, die auf Bundesebene getroffen werden muss. Vor diesem Hintergrund werden wir uns im 

Rahmen der Beratungen des Bundesrates intensiv in den weiteren Prozess einbringen und konstruktiv 

an Lösungen zur Begrenzung des Eigenanteils mitwirken. 

• Was könnten aus Sicht Ihrer Partei geeignete Lösungsansätze für diese Fragestellung sein? 

Antwort: Geeignete Lösungsansätze für diese Fragestellung sehen wir in erster Linie auf 

Bundesebene. Da es sich um eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe handelt, bedarf es einer klaren 

und einheitlichen bundesgesetzlichen Regelung. 

 

3. Investitionskosten in der Pflege  

• Sollte die Pflegeversicherung so reformiert werden, dass neben den Pflegekosten auch die 

Investitionskosten abgedeckt werden? 

Antwort:  Der Reformbedarf der Pflegeversicherung ist aus unserer Sicht unbestritten. Hinsichtlich 

der Frage der Einbeziehung von Investitionskosten werden wir uns im Rahmen einer umfassenden 

Reform sowie unter Berücksichtigung der haushälterischen Möglichkeiten des Landes für tragfähige 

Lösungen einsetzen. 

• Hat Ihre Partei andere Vorschläge zur Refinanzierung von Investitionskosten? 

Antwort: Wie die Finanzierung der Investitionskosten künftig konkret ausgestaltet werden kann, lässt 

sich abschließend erst im Rahmen der Umsetzung einer entsprechenden Reform festlegen. Wir 

werden uns in diesem Prozess konstruktiv für tragfähige und nachhaltige Lösungen einsetzen.  



4. Flexibles Gesamtbudget für Pflegeleistungen  

• Sollten die bisher getrennten Budgets zu einem einheitlichen und flexibel nutzbaren 

Gesamtbudget für Pflegebedürftige zusammengeführt werden? 

Antwort: Wir stehen diesem Vorschlag grundsätzlich sehr offen gegenüber, insbesondere im Hinblick 

auf eine stärkere Flexibilisierung und den Abbau bürokratischer Hürden. Ein einheitliches und flexibel 

nutzbares Gesamtbudget kann dazu beitragen, die individuellen Bedürfnisse der Pflegebedürftigen 

besser zu berücksichtigen.  

 

5. Führerscheinkosten für Auszubildende in der ambulanten Pflege  

• Befürworten Sie eine staatliche Übernahme der Führerscheinkosten für Auszubildende in 

der ambulanten Pflege? 

Antwort: Für eine staatliche Übernahme der Führerscheinkosten für Auszubildende in der 

ambulanten Pflege stehen keine Landesmittel zur Verfügung; dies übersteigt die finanziellen 

Möglichkeiten des Landes. 

Zudem müsste eine solche Regelung aus Gründen der Gleichbehandlung grundsätzlich allen 

Auszubildenden eröffnet werden und könnte nicht auf einzelne Berufsgruppen beschränkt bleiben. 

 

6. Fachkraftquote und individuelle Personalbemessung in der Nacht  

• Ist die Abschaffung der nächtlichen Fachkraftquote aus Ihrer Sicht ein geeigneter Ansatz, 

um den Personalmangel zu bewältigen und gleichzeitig die wirtschaftliche Situation der 

Einrichtungen zu entlasten? 

• Sollte die Personalbemessung in der Nacht stärker an der tatsächlichen Bewohnerstruktur 

ausgerichtet werden, statt an einer starren Quote? 

Antwort: Wir können uns eine Flexibilisierung der nächtlichen Fachkraftquote grundsätzlich 

vorstellen, insbesondere im Hinblick auf eine stärkere Ausrichtung an der tatsächlichen 

Bewohnerstruktur. Dabei muss jedoch sichergestellt werden, dass im Bedarfsfall jederzeit 

ausreichend qualifiziertes Fachpersonal zur Verfügung steht. Eine Versorgung, die ausschließlich 

durch Hilfskräfte erfolgt, darf nicht die Regel werden. 

 

7. Vergütungsverhandlungen in der Pflege  

• Sollten Vergütungssätze nach einer festgelegten Frist verbindlich festgesetzt werden 

können, wenn keine Einigung erzielt wird? 

• Wie könnte eine praktikable Lösung diesbezüglich aussehen? 

Antwort: Bei Vergütungsfragen handelt es sich um Verhandlungen zwischen Leistungsanbietern und 

Leistungsträgern. In diese Verhandlungskultur kann und sollte sich die Politik grundsätzlich nicht 

einmischen. Wir erwarten jedoch, dass sowohl Leistungsfinanzierer als auch Leistungserbringer 

konstruktiv und kooperativ im Sinne der Betroffenen zusammenarbeiten, um zeitnahe und tragfähige 

Lösungen zu erreichen. 

 



8. Finanzierung der Pflegeausbildung  

• Befürworten Sie eine stärkere Refinanzierung der Ausbildungskosten in der Pflege durch 

Steuermittel? 

Antwort: Ausbildungskosten können nicht grundsätzlich aus Steuermitteln finanziert werden. Auch 

bei anderen beruflichen Ausbildungen, etwa im Handwerk, übernimmt der Staat nicht die 

Ausbildungskosten.  

 

9. Verstaatlichung des Pflegesektors 

• Befürworten Sie eine Verstaatlichung des Pflegesektors? 

Antwort: Nein.   

 

10. Finanzierung zukünftiger Pflegereformen  

• Schließen Sie eine Pflegereform aus, die ausschließlich durch Umverteilung innerhalb des 

bestehenden Budgets finanziert wird und dadurch zu Leistungskürzungen für 

Pflegebedürftige führen könnte? 

• Was haben Sie für Finanzierungsansätze? 

Antwort: Eine zukünftige Pflegereform muss sowohl finanzielle Aspekte als auch Veränderungen in 

der Organisation der Pflege umfassen. Dabei sind selbstverständlich die Bedürfnisse der 

Pflegebedürftigen und der Pflegenden ebenso zu berücksichtigen wie die der pflegenden 

Angehörigen. Wie eine zukünftige Finanzierung konkret ausgestaltet wird, ist im Rahmen dieser 

Reform umfassend zu klären. 

 

11. Einführung eines Zivildienstes  

• Sind Sie für die Einführung eines Zivildienstes, um junge Menschen an Pflegeberufe 

heranzuführen und kurzfristig zur Versorgungssicherheit beizutragen? 

Antwort: Wir sind für die Einführung eines verpflichtenden Dienstjahres, unabhängig vom Geschlecht. 

Dieses kann unter anderem im Bereich der Pflege absolviert werden und so auch dazu beitragen, 

junge Menschen an Pflegeberufe heranzuführen sowie die Versorgungssicherheit zu unterstützen.   

 

12. Zukünftige Ausgestaltung des Pflegegeldes 

• Soll die direkte Auszahlung von Pflegegeld an Pflegebedürftige bzw. deren Pflegepersonen 

wie bisher fortgeführt werden? 

 

• Halten Sie Reformen – einschließlich möglicher Einschränkungen oder einer Abschaffung 

des derzeitigen Pflegegeldes zugunsten stärker zweckgebundener Leistungen für 

erforderlich, um die Qualität der Versorgung sicherzustellen? 

Antwort: Wir sprechen uns für die Beibehaltung der direkten Auszahlung des Pflegegeldes aus. Eine 

Abschaffung dieses Instruments sehen wir derzeit nicht als erforderlich an. 



 

13. Regional übliches Entgeltniveau  

• Sind Sie für eine Evaluierung oder Anpassung der Regelungen zum regional üblichen 

Entgeltniveau, um eine nachhaltige Finanzierung der Pflegeeinrichtungen sowie eine 

Begrenzung der Eigenanteile für Pflegebedürftige sicherzustellen? 

Antwort: Selbstverständlich besteht die Notwendigkeit einer Evaluierung der genannten Regelungen. 

Sollte sich aus der Praxis ein Änderungsbedarf ergeben, sind wir gerne bereit, diesen im Rahmen der 

weiteren Beratungen entsprechend zu berücksichtigen. 

 

• Welche Maßnahmen planen Sie, um sowohl die wirtschaftliche Tragfähigkeit der 

Pflegeeinrichtungen als auch die finanzielle Zumutbarkeit für Pflegebedürftige künftig 

sicherzustellen? 

Antwort: Auch an dieser Stelle verweisen wir auf die Reformbestrebungen auf Bundesebene. Für uns 

ist klar, dass sowohl für die Pflegebedürftigen als auch für ihre Angehörigen und nicht zuletzt für die 

Pflegeanbieter künftig eine verlässliche Perspektive geschaffen werden muss. 

Ziel muss ein fairer Interessenausgleich sein, der sowohl die wirtschaftliche Tragfähigkeit der 

Pflegeeinrichtungen als auch die finanzielle Zumutbarkeit für Pflegebedürftige sicherstellt und eine 

menschenwürdige Pflege gewährleistet, die die Lebensleistung der Betroffenen anerkennt.  


